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Vorwort zur 4. Aufl age

Mit dieser Aufl age wird das Buch in gründlich überarbeiteter Form vorgelegt. Der Ak-
zent der Überarbeitung liegt weniger in der Aktualisierung der gewählten Beispiele als 
in der Darstellung und Begründung der wirtschafts- und sozialpolitischen Konzepte. 
Leider können alternative Konzepte, die an anderer Stelle bereits diskutiert aber als 
theoretisch unzureichend beurteilt worden sind, nicht in voller Breite dargestellt wer-
den. Obwohl an vielen Stellen auf alternative Vorschläge eingegangen wird, ist noch 
mehr Wert darauf gelegt worden, die theoretischen Grundlagen einzelner Elemente 
des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft darzulegen.

Seit dem Erscheinen der letzten Aufl age hat es mit den Hartz-Reformen eine große 
Kraftanstrengung gegeben, die Arbeitslosigkeit zu verringern. Der Rückgang der Ar-
beitslosenzahlen ist nicht zuletzt auf diese Maßnahmen zurückzuführen, wenn auch 
stark begünstigt durch einen weltweiten Konjunkturaufschwung. Zwischenzeitlich ha-
ben sich einige Vorschläge aus dem Instrumentenkasten der Hartz-Kommission als 
untauglich erwiesen, so dass die entsprechenden Maßnahmen wieder eingestellt wur-
den. Das ist der Normalfall, wenn neue Wege beschritten werden. Problematisch ist 
dagegen das Zurückdrehen einiger Kernelemente der Reformen. Dieser Prozess ist of-
fenbar noch nicht zu Ende. Das Problem der Arbeitslosigkeit ist aber keineswegs gelöst. 
Die nächste Rezession könnte die Arbeitslosenzahlen wieder kräftig steigen lassen.

Im sozialen Bereich wird die gesetzliche Krankenversicherung in den kommenden 
Jahren die größte Aufmerksamkeit erfordern. Hier zeichnen sich Fehlentwicklungen 
ab, auf die die Politik reagieren muss. Deshalb sind zu dieser Frage sehr weitgehende 
Vorschläge unterbreitet und begründet worden, mit denen auf den unzureichenden 
Wettbewerb, die Ineffi zienz der Umverteilung und die Probleme der demografi schen 
Entwicklung geantwortet werden kann. In diesem Teil des Buches wird der Versuch 
unternommen, Bedingungen zu konkretisieren, unter denen das Wirtschafts- und So-
zialsystem unempfi ndlicher gegenüber der demografi schen Entwicklung und unab-
hängiger von tagespolitischen Stimmungen und Entscheidungen wird.

Für die intensive Unterstützung bei der Überarbeitung des Buches danke ich den 
beiden Mitarbeiterinnen am Lehrstuhl, Frau Susanna Kochskämper und Frau Christi-
ne Wolfgramm, sowie Herrn Benedikt Langner aus dem Institut für Wirtschaftspolitik. 
Frau Ina Dinstühler hat sich vor allem um die Technik gekümmert. Meine Frau hat die 
Fäden im Bonner Büro in der Hand gehalten und mich wirkungsvoll unterstützt, den 
engen Zeitplan einzuhalten.



VI

Auch nach der vierten Aufl age habe ich immer noch nicht das Gefühl, ein abge-
schlossenes Buch vorzulegen. Trotzdem hoffe ich auf eine konstruktive Diskussion, die 
nicht völlig ohne politische Folgen bleibt.

Bonn, im August 2008 Johann Eekhoff

Vorwort zur 4. Aufl age
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A. Einführung

1. Zwei Fragen werden uns noch lange begleiten: Wie lässt sich die Arbeitslosigkeit  
abbauen? Kann unser Wirtschafts- und Gesellschaftssystem eine verlässliche soziale 
Sicherung  gewährleisten? Das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft hat in Deutsch-
land an Zustimmung verloren, und zwar umso stärker, je mehr der Staat in das Wirt-
schaftsgeschehen eingreift. So gibt es in Deutschland seit 1990 eine beispiellose Umver-
teilung über Transferzahlungen und Subventionen im Umfang von rund 70 Milliarden 
Euro jährlich zugunsten Ostdeutschlands. Es muss aber zu denken geben, dass nur 
noch jeder fünfte Ostdeutsche eine positive Einstellung zur Marktwirtschaft hat. Auch 
in Westdeutschland liegt dieser Anteil nur noch bei rund 40 Prozent. Das bedeutet, 
dass die weitaus meisten Bürger sich eher Vorteile von staatlichen Eingriffen in das 
Marktgeschehen versprechen. Es ist deshalb auch nicht erstaunlich, dass es kaum noch 
eine wirtschaftspolitische Diskussion, sondern fast nur noch einen Verteilungsstreit 
gibt, so als könne der Staat die Verteilung beliebig gestalten, ohne die Effi zienz des 
wirtschaftlichen Handelns und damit das Verteilbare zu verringern.

Bei der Frage, wie unter anderem die Arbeitslosigkeit überwunden und die soziale 
Absicherung nachhaltig gewährleistet werden können, ist zunächst zu prüfen, wo 
Märkte in ihrer Funktionsfähigkeit beeinträchtigt oder außer Kraft gesetzt werden, wo 
also Effi zienzverluste auftreten. Zu bedenken ist auch, ob das Sozialsystem sinnvoll auf 
das Marktsystem abgestimmt ist. Auch wenn man davon ausgeht, dass die sozialen 
Ziele in einem demokratischen Prozess zu bestimmen sind, bleibt es Aufgabe der Wis-
senschaft, die Effi zienz der eingesetzten Mittel und die Vereinbarkeit mit allgemein 
anerkannten Normen der Gleichbehandlung, der Subsidiarität usw. zu untersuchen.

Die bestehenden Probleme auf dem Arbeitsmarkt und in den Sozialsystemen deu-
ten auf gravierende Mängel in den Regelungen und in den staatlichen Interventionen 
hin. Einige Fehlentwicklungen liegen auf der Hand. Sie haben vielfältige Reformbemü-
hungen ausgelöst. Aber am Beispiel der „Agenda 2010“, also einiger Maßnahmen zur 
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, wird deutlich wie schwer es ist, Veränderungen 
durchzusetzen und durchzuhalten, selbst wenn sie offensichtlich erfolgreich sind. Die 
Bedenken kommen von einzelnen Gruppen, die nach ihrer Auffassung benachteiligt 
werden. Dann kommt es schnell zu einem Wettstreit der Parteien um die Gunst solcher 
Gruppen.

2. Im internationalen Vergleich wird deutlich, dass Deutschland sich entscheiden 
muss. Eine Option besteht darin, die negative Grundtendenz auf dem Arbeitsmarkt , 
die durch eine Aufschwungphase nicht aufgehoben wird, und die Überforderung der 
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gesetzlichen Versicherungssysteme so lange treiben zu lassen, bis drastische Einschnitte 
unausweichlich werden. Die andere Option besteht darin, umfassende Reformen in 
Gang zu setzen, die auf den Weg zur Vollbeschäftigung  und zu einer soliden Basis für 
die Sozialleistungen führen.

3. Schon bei einem weit geringeren Umfang der Arbeitslosigkeit  sagte Lord Dah-
rendorf, „dass eine Gesellschaft, die bereit ist, fünf Prozent ihrer Bevölkerung zu ver-
gessen, damit ihre eigenen Werte in einem solchen Maße verrät, dass sie sich nicht 
wundern sollte, wenn viele ihrer Mitglieder an diese Werte nicht mehr glauben. Es wird 
sozusagen die Rede von Grundwerten der Gesellschaft zur Heuchelei, wenn man diese 
fünf oder mehr Prozent im Stich lässt.“ (1993, S.  14/15).

Arbeitslosigkeit  bedeutet für die betroffenen Menschen weit mehr als eine Einkom-
menseinbuße. Arbeitslosigkeit bedeutet den Verlust von sozialen und gesellschaftlichen 
Kontakten, das Gefühl, von der Gesellschaft nicht mehr gebraucht zu werden, das Ver-
kümmern menschlicher und fachlicher Fähigkeiten und den Stempel eines Kostgänger 
der Sozialsysteme  zu tragen.

Die Arbeitslosigkeit  lässt Zweifel an der Sozialen Marktwirtschaft aufkommen, auch 
wenn die Ursachen offensichtlich in wohlgemeinten politischen Eingriffen liegen. Wel-
che Schlüsse sollen Schul- und Hochschulabgänger ziehen, wenn sie auf zahllose Be-
werbungen eine Absage nach der anderen bekommen? Wie sollen so genannte ältere 
Arbeitnehmer das verstehen, wenn sie im Alter von 55 Jahren mit Anreizen und 
sanftem oder auch massivem Druck in die Arbeitslosigkeit bzw. die Altersteilzeit  und 
den vorzeitigen Ruhestand geschickt werden? Verhalten sie sich unsozial gegenüber 
jüngeren Arbeitsplatzsuchenden, wenn sie weiterarbeiten möchten? Warum werden 
ihre Erfahrungen und Arbeitsleistungen nicht mehr genutzt? Müssen die Menschen in 
Ostdeutschland sich damit abfi nden, dass die Erwerbsquote  auf Dauer erheblich nied-
riger ist als von ihnen gewünscht? Kann man erwarten, dass die jungen Menschen in 
der Europäischen Union sich für die bestehende Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung einsetzen, wenn sich die Chancen, den gewünschten Beruf zu ergreifen und 
überhaupt arbeiten zu können, ständig verringern?

4. Der ungebrochene Trend steigender Beitragssätze  in den gesetzlichen Versiche-
rungssystemen – mit Ausnahme der Arbeitslosenversicherung – und eine gleichzeitig 
zunehmende Steuerfi nanzierung der sozialen Sicherung kennzeichnen die hohen An-
sprüche der gegenwärtigen Generation und das Verlagern von Soziallasten auf schwä-
cher besetzte Generationen. Welche Perspektive haben junge Menschen, die heute ins 
Erwerbsleben eintreten? Werden sie ständig steigende Beiträge und Steuern zahlen 
müssen, weil in den Umlagesystemen  keine Vorsorge  betrieben wird? Müssen sie trotz-
dem damit rechnen, dass ihren Beitragszahlungen später keine angemessenen Renten 
sowie keine ausreichenden Gesundheits- und Pfl egeleistungen  gegenüberstehen wer-
den?

5. In den fünfziger und sechziger Jahren bestand noch die Erwartung, dass die So-
zialsysteme  mit steigendem Wohlstand  immer weniger in Anspruch genommen wür-
den, weil die einzelnen Bürger mit zunehmendem Einkommen und Vermögen eigen-
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verantwortlich größere Risiken übernehmen könnten. Das Gegenteil dieser Erwartung 
ist eingetreten. Die Versicherungsleistungen wurden überproportional zur allgemei-
nen Einkommensentwicklung ausgeweitet. Immer mehr Personengruppen und Ein-
kommensbestandteile wurden zur Finanzierung herangezogen. Die Ausweitung verlief 
fast immer nach dem gleichen Muster: Den Interessen und Forderungen einzelner 
Gruppen wurde bereitwillig gefolgt. Die Entscheidungen zugunsten der höheren Leis-
tungen wurden als (fast kostenlose) Wohltaten dargestellt. Wenn anschließend Defi zite 
drohten oder entstanden, wurden die Beitragssätze  erhöht. Hohe Sozialversicherungs-
beiträge  erschweren aber den Abbau der Arbeitslosigkeit . Und die hohe Arbeitslosig-
keit verursacht hohe Sozialausgaben. Wie kann es gelingen aus dieser wechselseitigen 
Selbstverstärkung der Probleme herauszukommen?

6. Die Privatisierung  und Umstellung der ostdeutschen Wirtschaft ist weit vorange-
kommen. In die Infrastruktur und in den Wohnungssektor ist kräftig investiert wor-
den. Zum Teil sind erhebliche Überkapazitäten entstanden. Im Wohnungssektor wer-
den erhebliche Mittel bereitgestellt, um Wohnungen abzureißen, also das Angebot mit 
staatlichen Subventionen zu verringern, das vorher mit staatlichen Subventionen auf-
gebaut wurde. Die soziale Absicherung  hat das westdeutsche Niveau erreicht, zum Teil 
sogar überschritten. Von einer Umstellung auf die Soziale Marktwirtschaft  kann aller-
dings nur bedingt gesprochen werden. Die Löhne werden nach wie vor auf vielen We-
gen subventioniert. Die Einsicht, dass es zwischen den einzelnen Ländern in Ost-
deutschland und Westdeutschland erhebliche Unterschiede geben kann, wie vorher 
auch schon zwischen den westdeutschen Ländern, wird nicht gerne akzeptiert. Das 
Denken in Durchschnitten und die Ideen der Angleichung und des Ausgleichs schei-
nen der Eigenverantwortung  im Wege zu stehen. Die Arbeitslosigkeit  hält sich auf 
einem sehr hohen Niveau. In manchen Arbeitsamtsbezirken sucht fast jede dritte Er-
werbsperson einen Arbeitsplatz. Beschäftigungsgesellschaften , die eine Brücke zum 
normalen Arbeitsmarkt  bilden sollten, sind zu Dauereinrichtungen geworden. Für ei-
nen Großteil der Maßnahmen gibt es keine stichhaltige soziale Rechtfertigung. Wie 
lässt sich unter diesen Bedingungen eine deutsche Einheit herstellen, in der staatliche 
Umverteilung  klaren sozialen Merkmalen folgt und in der die Bürger in dem Sinne 
gleich behandelt werden, dass sie unter gleichen staatlichen Regelungen leben?

7. Auf diese sehr unterschiedlichen Fragen müssen Antworten gegeben werden. Die 
Kernthese dazu heißt: Es geht kein Weg daran vorbei, die hohe Effi zienz des marktwirt-
schaftlichen Systems wieder stärker zu nutzen, selbstverständlich im Rahmen der Sozi-
alen Marktwirtschaft. Hier sollte es kein Missverständnis geben. Die Marktwirtschaft 
braucht eine soziale Flankierung. Aber die soziale Seite besteht nicht vorrangig aus der 
Fürsorge, sondern in erster Linie in der Hilfe zur Selbsthilfe . Walter EUCKEN hat be-
tont, dass Hilfebedürftige in unserer Gesellschaft einen Anspruch darauf haben, aktiv 
mitzuwirken, um möglichst aus der Abhängigkeit herauszukommen: „Die Arbeiter 
und alle, die sich in Abhängigkeit und Not befi nden, können mehr verlangen als Mit-
leid, Mildtätigkeit und sozialpolitische Hilfe von Fall zu Fall. Sie haben Anspruch auf 
eine Ordnung, die sie bejahen können, weil sie ihnen und ihren Angehörigen ein men-
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schenwürdiges Leben ermöglicht. Richtig verstandene Sozialpolitik  ist universaler Art. 
Sie ist identisch mit der Politik der Ordnung der Wirtschaft oder der Wirtschaftsverfas-
sungspolitik.“ (1959, S.  179).

8. Ein Großteil der wirtschaftlichen Probleme entsteht aus einem Gefl echt von Ver-
teilungsansprüchen einzelner Interessengruppen . Der Staat hat sich dieser Probleme 
und Besonderheiten gerne angenommen und eine entsprechende Umverteilung  mit 
seiner Zwangsgewalt durchgesetzt. Aber selbst wenn der Anlass für die staatliche Hilfe 
längst entfallen ist, werden die Vergünstigungen als Besitzstand verteidigt. Der Umfang 
dieser nicht dem sozialen Ausgleich dienenden Umverteilung und der in ihren Wir-
kungen nicht mehr durchschaubaren Subventionen  entspricht dem Mittelaufkommen 
aus der Lohn- und Einkommensteuer .

9. Dem marktwirtschaftlichen oder ordnungspolitischen Ansatz wird gerne entge-
gengehalten, die Märkte seien in hohem Maße unvollkommen und versagten ange-
sichts einer Reihe von Problemen. Im Umkehrschluss wird daraus ein staatlicher 
Handlungsbedarf abgeleitet. Es ist zutreffend, dass es in der Realität keinen vollkom-
menen Markt gibt. Aber daraus abzuleiten, dass der Staat die Aufgaben und Probleme 
besser lösen könne, ist voreilig und in den meisten Fällen falsch. Dies hat sich in der 
Breite in allen zentralgelenkten Wirtschaftssystemen gezeigt. Trotzdem – und das ist 
die Herausforderung für die nachfolgenden Überlegungen – gibt es eine Vielzahl von 
Situationen, in denen abzuwägen ist, ob und wie der Staat tätig werden sollte. Die 
Wirtschaftswissenschaft ist sicher noch nicht in der Lage, auf alle Fragen dieser Art eine 
eindeutige Antwort zu geben. Aber sie ermöglicht in den meisten Fällen vergleichswei-
se klare Aussagen über die Wirkung einzelner Maßnahmen. Das ist der spannende 
Berührungspunkt zwischen Wissenschaft und praktischer Wirtschaftspolitik.



B. Vollbeschäftigung als Herausforderung

I. Das Beschäftigungsziel

10. Vor 45 Jahren wurden die Ziele der Wirtschaftspolitik zu einem „magischen Vier-
eck“ zusammengefasst. Im Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 wurden 
die Ziele Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand, außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht und stetiges, angemessenes Wachstum vorgegeben. Knapp vier Jahre 
später wurden diese Ziele im gleichen Wortlaut noch einmal im „Gesetz zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft“ verankert.

Neben diesen wirtschaftspolitischen Zielen im engeren Sinne wurde von Anfang an 
das Ziel der sozialen Absicherung einbezogen. In Deutschland wurde immer von der 
Sozialen Marktwirtschaft gesprochen. Allerdings hat sich die Erwartung nicht erfüllt, 
dass eine stabile soziale Absicherung  mit steigendem allgemeinen Wohlstand  leichter 
zu erreichen sei. Im Gegenteil, die Gefährdung der umlagefi nanzierten Sozialsysteme  
ist zu einer Bedrohung des Wirtschafts- und Gesellschaftssystems geworden.

Die größten Sorgen bereitet seit vielen Jahren das Beschäftigungsziel. Zwar hat es 
auch bei der Preisstabilität, dem Wachstum und dem außenwirtschaftlichen Gleichge-
wicht immer wieder Störungen gegeben und das Wirtschaftswachstum hat sich abge-
fl acht, aber über den Zeitraum von 45 Jahren betrachtet, hat sich die Arbeitslosigkeit in 
einem unerwarteten Ausmaß verfestigt. Zeitweise ging die Resignation so weit, dass es 
als unrealistisch angesehen wurde, das Vollbeschäftigungsziel zu erreichen.

An Bedeutung gewonnen hat das Umweltziel . Die Bewahrung der Lebensgrundla-
gen  ist nicht nur ein zentrales Anliegen der Menschen in Deutschland, sondern in allen 
Industrienationen und zunehmend auch in den wirtschaftlich schwachen Regionen.

11. Wie kann das Beschäftigungsziel sinnvoll defi niert werden? In den gesetzlichen 
Vorgaben für die Wirtschaftspolitik ist von einem „hohen Beschäftigungsstand“ die 
Rede. Offenbar gibt es keinen Sinn, die Anzahl der beschäftigten Personen oder die 
Anzahl der Arbeitsstunden in einer Gesellschaft zu maximieren. Das widerspricht den 
Vorstellungen vieler Menschen, mehr Freizeit zu haben, um Sport zu treiben, die Ge-
sundheit zu pfl egen, zu lesen, Musik zu hören usw. Andererseits dient die Erwerbstä-
tigkeit nicht nur dazu, den Lebensunterhalt zu verdienen und Mittel für die Gestaltung 
der freien Zeit zu erwirtschaften. Arbeit bietet Möglichkeiten, an der Entwicklung, Ge-
staltung und Herstellung von Produkten mitzuwirken, die eigenen Fähigkeiten unter 
Beweis zu stellen, zum Wohlstand  und zur sozialen Sicherung anderer Menschen bei-
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zutragen, persönliche Beziehungen aufzubauen und zu pfl egen. Der Arbeitsprozess 
gehört für viele Menschen zum wesentlichen Inhalt, zum Sinn des Lebens.

Was es bedeutet, vom Arbeitsleben ausgeschlossen zu sein, beschreiben die Evange-
lische und die Katholische Kirche in einem gemeinsamen Papier wie folgt: „Die hohe 
Arbeitslosigkeit  markiert einen tiefen Riss in unserer Gesellschaft. Hunderttausende 
fühlen sich nicht mehr gefragt, vereinsamen, bekommen Selbstwertprobleme, erfahren 
gesellschaftliche Diskriminierungen, ziehen sich aus Scham zurück, empfi nden Zorn 
und Wut, fragen nach Schuldigen.“ (Kirchenamt der evangelischen Kirche in 
Deutschland und Sekretariat der Bischofskonferenz 1994, S.  21/22).

12. Ziel der Wirtschaftspolitik muss es sein, allen Menschen, die zu realistischen 
Bedingungen arbeiten möchten, d. h. zu Bedingungen, die am Markt geboten werden, 
eine Beschäftigung zu ermöglichen. Vollbeschäftigung  in diesem Sinne ist dann er-
reicht, wenn es praktisch keine unfreiwillige Arbeitslosigkeit  mehr gibt.

In diesem Konzept wird nicht davon ausgegangen, dass der Staat auch nur in Teilbe-
reichen subventionierte Arbeitsplätze  zu „gewünschten“, aber wirtschaftlich nicht ren-
tablen Bedingungen anbietet. Vielmehr ist es Aufgabe der einzelnen Arbeitnehmer, die 
Arbeitsbedingungen  auszuhandeln. Gerade mit Blick auf die Arbeitslosen muss das 
Recht des einzelnen Arbeitnehmers gestärkt werden, eigenverantwortlich einen Ar-
beitsvertrag abzuschließen. Wenn das aus eigener Kraft erzielte Einkommen keinen 
angemessenen Lebensunterhalt ermöglicht, muss dieses soziale Problem getrennt von 
den Arbeitsverträgen gelöst werden.

Mit diesem Konzept ist ein verbindlich vorgegebener Mindestlohn, mit dem Ar-
beitsverhältnisse verhindert werden, nicht vereinbar. Mit diesem Konzept sind auch 
eine für alle Arbeitnehmer oder für größere Gruppen von Arbeitnehmern verbindliche 
Wochenstundenzahl oder eine vorgegebene generelle Arbeitszeitverkürzung  nicht ver-
einbar. Die Forderung heißt vielmehr, dass jeder Erwerbstätige  frei sein muss, seine 
Arbeitszeit  zu bestimmen. Also muss auch der einzelne Arbeitnehmer das Recht ha-
ben, die Arbeitszeit mit seinem Arbeitgeber frei zu vereinbaren. Das schließt Muster-
verträge  und Standardisierungen nicht aus.

Eine Lösung oder Teillösung des Arbeitslosigkeitsproblems kann auch nicht darin 
bestehen, die Teilzeitarbeit  zu forcieren und durch staatliche Förderung auszuweiten. 
Die Förderung von Teilzeitarbeit ist keine soziale Maßnahme, weil sie besonders reiz-
voll für Arbeitnehmer mit vergleichsweise hohen Löhnen oder mit sonstigen Einkünf-
ten ist. Der angemessene Weg besteht darin, nicht nur Teilzeitarbeit zu ermöglichen, 
sondern entsprechend den eigenen Erfordernissen und Vorstellungen von Mitarbei-
tern eine breite Spanne an Arbeitszeiten zuzulassen.

Letztlich kann nur jeder einzelne aus seiner besonderen Situation heraus bestim-
men, wie viel er arbeiten möchte. Die Entscheidung für eine bestimmte Arbeitszeit  
kann sich verändern, wenn sich die Lebensumstände – Heirat, Kinder, Alter, Gesund-
heit, Erbschaft, Arbeitslosigkeit  von Familienangehörigen usw. – ändern. Ob und in 
welchem Umfang die gewünschte Arbeit aufgenommen werden kann, hängt entschei-
dend davon ab, ob dies im Rahmen einer selbständigen Tätigkeit festgelegt werden 
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kann oder ob ein Arbeitgeber gefunden werden muss. Im zweiten Fall müssen die Ar-
beitszeiten und sonstigen Bedingungen zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber ab-
gestimmt werden.

II. Umfang und Bedeutung der Arbeitslosigkeit 

13. Die Anzahl der Arbeitslosen  in Deutschland hat sich in den letzen vierzig Jahren 
vervielfacht. Erst in jüngster Zeit ist der Trend steigender Arbeitslosenzahlen gestoppt 
und wieder umgekehrt worden – hoffentlich dauerhaft und kräftig. Die offi zielle Zahl 
der Arbeitslosen liegt noch deutlich über drei Millionen und weitere rund zwei Millio-
nen Arbeitsuchende werden nicht gezählt, weil sie an Arbeitsmarktprogrammen teil-
nehmen oder keine Chance sehen, einen geeigneten Arbeitsplatz zu fi nden (stille Re-
serve).

In den sechziger Jahren befassten sich Wissenschaftler und Politiker mit der Frage, 
ob noch von Vollbeschäftigung  gesprochen werden könne, wenn die Arbeitslosenquo-
te auf ein Prozent steige. Seit dem Beginn der siebziger Jahre hat dann die Arbeitslosig-
keit mit jedem Konjunkturzyklus  kräftig zugenommen. In der Hochkonjunktur sank 
die Arbeitslosenquote nicht mehr auf den Wert aus dem vorherigen Wirtschaftsauf-
schwung. Diese als Sockelarbeitslosigkeit  bezeichnete Quote  stieg von 0,7 Prozent im 
Jahre 1970 über 3,8 Prozent in den Jahren 1979/80 auf 6,3 Prozent im Jahre 1991. 
Durch die Wiedervereinigung hat sich die Arbeitslosenquote in Deutschland um rund 
zwei Prozentpunkte erhöht. Im Jahre 2005 wurde mit 13 Prozent die höchste Arbeits-
losenquote erreicht. Erst in der jüngsten Aufschwungphase hat sich die Arbeitslosen-
quote stärker zurückgebildet als sie im vorangegangenen Abschwung gestiegen war. 
Aktuell liegt die Quote im Jahresdurchschnitt bei etwa 7,8 Prozent (vgl. Abbildung 1).

Die Anzahl der Arbeitsplätze bzw. der Erwerbstätigen in Westdeutschland ist nicht 
zurückgegangen. Sie pendelte über viele Jahre um 26 Millionen und stieg seit Mitte der 
achtziger Jahre auf mehr als 31 Millionen an. Im gesamten Bundesgebiet ist seit 1997 
ein Anstieg von 37 auf 40 Millionen zu verzeichnen. Diese Zunahme reicht nicht aus, 
die höhere Erwerbsbeteiligung und die Zuwanderungen der letzten Jahre auszuglei-
chen. Das heißt aber nicht, dass die Wirtschaft grundsätzlich nicht in der Lage sei, eine 
steigende Zahl der Erwerbspersonen aufzunehmen. In den fünfziger Jahren wurde 
trotz eines weitaus größeren Ungleichgewichts in wenigen Jahren Vollbeschäftigung 
erreicht.

Mit dem Gesetzespaket Hartz I bis IV – benannt nach dem ehemaligen Arbeitsdi-
rektor der Volkswagen AG – haben Bundesregierung und Bundestag im Jahre 2003 in 
einem Kraftakt eine Reihe durchgreifender Arbeitsmarktreformen ergriffen. Nicht zu-
letzt dadurch konnte der Trend zu immer höherer Arbeitslosigkeit gebrochen werden. 
Damit ist auch deutlich geworden, dass die hohe Arbeitslosigkeit kein Naturgesetz ist, 
beispielsweise weil die Produktivität zunimmt, sondern von den wirtschaftspolitischen 
Bedingungen und insbesondere den Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt abhängt. Die 
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irrige These, in einer entwickelten Volkswirtschaft könne es keine Vollbeschäftigung 
geben, ist erschüttert worden. Trotzdem scheint die Politik doch lieber auf Regulie-
rung, Programme und Absicherung zu setzen, denn Teile des Reformprogramms wur-
den inzwischen schon wieder zurückgedreht, so beispielsweise durch die wieder ver-
längerte Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I. Man darf gespannt sein, ob die positiven 
Erfahrungen mit Arbeitsmarktreformen und der Glaube an die Problemlösungsfähig-
keit der Politik in der nächsten Rezession die Oberhand behalten werden.

Abbildung 1: Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Deutschland

14. Das tatsächliche Ausmaß der Arbeitslosigkeit  ist erheblich größer als statistisch 
ausgewiesen. Der Sachverständigenrat hat die verdeckte Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land für das Jahr 2006 mit 1,3 Millionen beziffert. Verdeckt Arbeitslose sind Personen, 
die durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen  wie z. B. Umschulung, Arbeitsbeschaf-
fung, Frühverrentung aufgefangen werden. Außerdem gehen erwerbsfähige Personen 
in die sogenannte stille Reserve, wenn sie die Suche nach einem Arbeitsplatz für aus-
sichtslos halten und keine Leistungen von der Agentur für Arbeit bekommen. Die An-
zahl dieser Personen, die arbeiten möchten, sich aber nicht bei den Arbeitsagenturen 
melden, ist schwer zu schätzen. Die Schätzwerte schwanken erheblich, nämlich zwi-
schen 25 Prozent und 70 Prozent der gemeldeten Arbeitslosen, das wären weitere 1,1 
bis 3,1 Millionen Menschen. In diese Gruppe dürften immer noch viele ostdeutsche 
Frauen fallen. In Ostdeutschland ist die Anzahl der Erwerbstätigen von 9,6 Millionen 
im Jahre 1989 auf 7,2 Millionen im Jahre 2006 zurückgegangen. Ein kleiner Teil der 
Erwerbspersonen ist nach Westdeutschland abgewandert, ein weiterer Teil ist aus dem 

Quelle: Sachverständigenrat
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Erwerbsleben ausgeschieden, aber ein Großteil dürfte in die stille Reserve gegangen 
sein, weil sie es angesichts der Arbeitsmarktsituation mit knapp 3,8 Millionen Arbeits-
losen für aussichtslos halten, einen Arbeitsplatz zu fi nden.

Umgekehrt wird das Arbeitslosigkeitsproblem ein wenig überschätzt, weil einige als 
arbeitslos gemeldete Personen keinen Arbeitsplatz suchen (unechte Arbeitslosigkeit ), 
z. B. weil sie eine vorzeitige Rente  anstreben oder gerade den Arbeitsplatz aufgeben, 
aber schon wieder einen neuen in Aussicht haben (Friktionsarbeitslosigkeit). Der An-
teil dieser Personen an den Arbeitslosen wird auf neun bis zwölf Prozent geschätzt. Das 
Arbeitslosigkeitsproblem wird für einen Teil der Arbeitslosen durch Tätigkeiten in der 
Schattenwirtschaft  gemildert.

Berücksichtigt man die ergänzenden Schätzungen, dann sieht man, dass das Ar-
beitslosenproblem in der amtlichen Statistik nur unvollständig dargestellt wird. Die 
Anzahl der Arbeitslosen oder der Arbeitsplatzsuchenden war beispielsweise im Jahre 
2006 (2007) mit 5,89 (4,98) Millionen Personen rund 30 Prozent höher als die statisti-
sche Arbeitslosenzahl  (vgl. Tabelle 1). Auch wenn diese Schätzungen mit einigen Unsi-
cherheiten behaftet sind, muss festgestellt werden, dass gut elf Prozent der Erwerbsfä-
higen keinen Arbeitsplatz gefunden haben.

Tabelle 1: Umfang der Arbeitslosigkeit  im Jahre 2006 in Deutschland

2006 2007 (geschätzt)

Statistisch ausgewiesene Anzahl der Arbeitslosen 4,49 Mio. 3,78 Mio.

+  verdeckte Arbeitslosigkeit: ABM, Umschulung, Kurzarbeit, 
Vorruhestand

1,3 Mio. 1,2 Mio.

+  stille Reserve: Arbeitsbereitschaft, aber nicht registriert 1,46 Mio. 1,36 Mio.

–  Unechte Arbeitslosigkeit, Inanspruchnahme von Leistun-
gen der Bundesanstalt ohne Arbeitssuche, z. B. Sozialplan-
arbeitslosigkeit, Übergang zum Vorruhestand .  .  .

0,66 Mio. 0,66 Mio.

–  Friktionsarbeitslosigkeit nach dem Aufgeben eines 
Arbeitsplatzes: Überbrückung bis neue Stelle angetreten, 
kurze Suchphase

0,7 Mio. 0,7 Mio.

Arbeitslose 5,89 Mio. 4,98 Mio.

Quelle: Sachverständigenrat (2007): Jahresgutachten 2007/2008

15. An Erklärungen für die hohe Arbeitslosigkeit  mangelt es nicht. So wird auf die 
Schwierigkeiten hingewiesen, die sich aus dem schnellen Strukturwandel  ergeben – ein 
Argument, das insbesondere für Ostdeutschland vorgebracht wird. Weiterhin wird auf 
die geburtenstarken Jahrgänge in den sechziger Jahren, auf die steigende Erwerbsbetei-
ligung  der Frauen und auf die Zuwanderungen  hingewiesen. Diese Hinweise helfen 
den Menschen nicht, die gerne arbeiten möchten, aber keine Arbeit bekommen. Sie 
sind auch nicht geeignet, konsequent nach den Hindernissen für mehr Beschäftigung 
zu fragen. Ja sie erwecken den Anschein, solche Probleme könne das marktwirtschaft-
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liche System nicht lösen und es seien staatliche Eingriffe in den Arbeitsmarkt  oder 
zumindest verstärkte soziale arbeitsmarktpolitische Maßnahmen  erforderlich.

16. Arbeitslosigkeit  ist ein bedrückender Zustand für die betroffenen Arbeitneh-
mer. Sie wird als Belastung der Sozialsysteme  und damit der Beitrags- und Steuerzahler 
gesehen. Je mehr Arbeitslose es gibt, umso größer ist das Problem. Das ist die eine 
Seite – wenn auch die dominierende. Darüber wird die andere Seite fast vergessen, 
nämlich die freie Arbeitskapazität als wirtschaftliches Potenzial, als Chance für die Er-
stellung zusätzlicher Güter und Dienstleistungen. Aus der ökonomischen Sicht kommt 
es darauf an, die verfügbare Arbeitskraft zu nutzen und möglichst produktiv einzuset-
zen. Je mehr Arbeitskräfte arbeiten möchten, umso mehr Leistungen können erstellt 
werden. Die deutsche Wirtschaft bleibt erheblich hinter ihren Möglichkeiten zurück, 
weil ganz offensichtlich ein großer Teil der Arbeitskraft brach liegt. Diesen einfachen 
Zusammenhang sollte jeder vor Augen haben, der nach wirksamen Lösungen sucht.

III. Zyklische Selbstverstärkung der Arbeitslosigkeit ?

17. Eine zunehmende, sich von Konjunkturzyklus  zu Konjunkturzyklus hochschau-
kelnde Arbeitslosigkeit  kann damit zusammenhängen, dass im Wirtschaftsablauf auf-
grund der institutionellen Bedingungen selbstverstärkende Faktoren wirksam werden 
und dass die typischen Eingriffe der Politik eher destabilisierend als stabilisierend wir-
ken. Diese These soll anhand eines typischen Konjunkturzyklus’ erläutert werden.

Ausgelöst werden Rezessionen durch unterschiedliche Faktoren, z. B. durch zyklische 
Schwankungen von Re-Investitionen, durch eine Absatzkrise auf wichtigen Export-
märkten, durch schockartige Rohstoffpreissteigerungen, durch überzogene Lohnstei-
gerungen  usw. Dadurch geraten Unternehmen in Rentabilitäts- und Liquiditäts-
probleme, und es entstehen schnell Überkapazitäten. Die Unternehmen versuchen, die 
Aufwendungen zu verringern, indem sie weniger investieren, kurzarbeiten lassen, kei-
ne Mitarbeiter mehr einstellen oder über die normale Fluktuation hinaus Mitarbeiter 
entlassen.

Wegen der starren Löhne und Arbeitszeiten können Personalkosten  praktisch nur 
durch einen Einstellungsstopp und Entlassungen gesenkt werden. Teile der Produktion 
werden eingestellt – auch durch Konkurse – oder in Länder mit niedrigeren Löhnen 
verlagert. Eine weitere Reaktion auf hohe und starre Personalkosten ist eine forcierte 
Rationalisierung  und Automatisierung, um die Arbeitsabläufe zu verbessern und Per-
sonal einzusparen. Kurzarbeit einzuführen hilft nicht weiter, wenn die Rezession  sich 
über eine längere Zeit hinzieht und wenn die Unternehmen erwarten, dass über einen 
Personalabbau  dauerhaft eine günstigere Kostenstruktur erreicht werden kann. Der 
Personalabbau und die Rationalisierung werden auch deshalb sehr intensiv betrieben, 
weil gleichzeitig strukturelle Schwächen bereinigt werden, beispielsweise in der Pro-
duktpalette, und weil viele Unternehmen davon ausgehen, dass „scharfe Einschnitte“ 
nur in der Rezession durchzusetzen sind.
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